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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Universitätsgesetz 2002 ge-

ändert wird;  

Begutachtung; Stellungnahme 

Zu dem übermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

wie folgt Stellung: 

I.  Allgemeines 

Den Erläuterungen zufolge unterliegt der Gesetzesentwurf der Vereinbarung über den Kon-

sultationsmechanismus, BGBl. I Nr. 35/1999. Das Aussendungsschreiben hält fest, dass die 

Aussendung auch als Übermittlung im Sinn des Art. 1 conv. cit. dient. Es wird darauf hin-

gewiesen, dass gemäß Art. 1 Abs. 4 Z 1 conv. cit. die Frist für die Abgabe einer Stellung-

nahme zu einem Gesetzesvorschlag vier Wochen nicht unterschreiten darf. 

II.  Legistische und sprachliche Bemerkungen 

Bei der in § 143 Abs. 108 vorgesehenen Regelung handelt es sich nicht um eine Inkraft-

tretensbestimmung, sondern um Übergangsrecht. Auch andere Absätze des § 143 ent-

halten zum Teil Regelungen, die nicht den zeitlichen Geltungsbereich betreffen, sondern 
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Übergangsrecht schaffen. Es wird daher vorgeschlagen, aus Anlass der geplanten Novelle 

die Überschrift des § 143 anzupassen: 

1. Die Überschrift zu § 143 lautet: 

„In- und Außerkrafttretensbestimmungen; Übergangsbestimmungen“ 

Dementsprechend wäre auch § 143 Abs. 109 anzupassen: 

„(109) Die Überschrift zu § 143 sowie § 143 Abs. 108 […] treten […] in Kraft.“ 

Diese Stellungnahme wird im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom 6. Juli 1961 

auch dem Präsidium des Nationalrates zur Kenntnis gebracht. 

Wien, am 27. Mai 2026 

Für den Bundeskanzler: 

Dr. Erich Pürgy 

Elektronisch gefertigt 
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